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Nr. 33 

Verordnung 

der Oö. Landesregierung, mit der die  
Oö. Sozialhilfeverordnung 1998 geändert wird 

 

Auf Grund des § 9 Abs. 9 Oö. Sozialhilfegesetz 1998, LGBl. Nr. 82, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 
Nr. 41/2008, wird verordnet: 

Artikel I 

Die Oö. Sozialhilfeverordnung 1998, LGBl. Nr. 118, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 93/2010, wird wie 
folgt geändert: 

 1. Der bisherige § 4 erhält die Absatzbezeichnung "(1)"; Z 4 lautet: 
 "4. alle steuerfrei belassenen, regelmäßigen Einkünfte zur Deckung des Unterhalts, die auf Grund eines 

Rechtsanspruchs gewährt werden;" 

 2. Dem § 4 wird folgender Abs. 2 angefügt: 

"(2) Abweichend von Abs. 1 Z 4 gelten folgende Einkünfte nicht als Einkommen im Sinn des Abs. 1: 
 1. Leistungen aus dem Grund einer Behinderung; 
 2. Pflegegeld, soweit nichts anderes bestimmt ist; 
 3. Familienbeihilfe, soweit es sich nicht um einen Aufenthalt in einer stationären Einrichtung handelt; 
 4. Unterhaltsleistungen für Kinder." 

 3. Im § 5 Abs. 2 Z 1 wird nach dem Klammerausdruck die Wortfolge "oder Familienbeihilfe" eingefügt. 

 4. § 6a Abs. 2 Z 1 lautet: 
 "1. a) nachgewiesene Mieten - abzüglich allenfalls hiezu geleisteter Zuschüsse - zuzüglich nachgewiesener 

Betriebs- und Heizungskosten höchstens bis zur Höhe von 500 Euro; 
 b) bei Haus- oder Wohnungseigentümern ein Pauschalbetrag in Höhe der Hälfte jenes Richtsatzes, der 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz für einfache Waisen bis zum 24. Lebensjahr monatlich 
gewährt wird, zuzüglich nachgewiesener Betriebs- und Heizungskosten höchstens bis zur Höhe von 500 
Euro;" 
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5. § 6a Abs. 3 lautet: 

"(3) Der gemäß Abs. 2 ermittelte Betrag bildet die Bemessungsgrundlage für den Kostenbeitrag. Dieser beträgt 
pro Stunde: 

Kostenbeitrag pro Stunde 
Heimhilfe gemäß  

§ 12 Abs. 2 Z 1 lit. a  
Oö. SHG 1998 

sonstige Mobile Dienste gemäß  
§ 12 Abs. 2 Z 1 lit. a und b  

Oö. SHG 1998 Bemessungsgrundlage 

ohne Pflege-
geldbezug 

mit  
Pflegegeld-

bezug 

ohne  
Pflegegeld-

bezug 

mit  
Pflegegeld- 

bezug 
bis zur Höhe des Ausgleichs-
zulage-Richtsatzes 

4,00 Euro 9,50 Euro 1,60 Euro 7,10 Euro 

zuzüglich bis zu 100 Euro 4,00 Euro 9,50 Euro 3,20 Euro 8,70 Euro 
zuzüglich bis zu 200 Euro 5,20 Euro 10,70 Euro 5,20 Euro 10,70 Euro 
zuzüglich bis zu 300 Euro 6,80 Euro 12,30 Euro 6,80 Euro 12,30 Euro 
zuzüglich bis zu 400 Euro 8,50 Euro 14,00 Euro 8,50 Euro 14,00 Euro 
zuzüglich bis zu 500 Euro 10,30 Euro 15,80 Euro 10,30 Euro 15,80 Euro 
zuzüglich bis zu 600 Euro 12,30 Euro 17,80 Euro 12,30 Euro 17,80 Euro 
zuzüglich bis zu 700 Euro 14,30 Euro 19,80 Euro 14,30 Euro 19,80 Euro 
zuzüglich bis zu 800 Euro 16,40 Euro 21,90 Euro 16,40 Euro 21,90 Euro 
zuzüglich bis zu 900 Euro 18,60 Euro 24,10 Euro 18,60 Euro 24,10 Euro 
zuzüglich bis zu 1.000 Euro 21,00 Euro 26,50 Euro 21,00 Euro 26,50 Euro 
zuzüglich bis zu 1.100 Euro 23,40 Euro 28,90 Euro 23,40 Euro 28,90 Euro 
zuzüglich bis zu 1.200 Euro 25,90 Euro 31,40 Euro 25,90 Euro 31,40 Euro 
zuzüglich bis zu 1.300 Euro 28,50 Euro 33,00 Euro 28,50 Euro 34,00 Euro 
zuzüglich bis zu 1.400 Euro 31,30 Euro 33,00 Euro 31,30 Euro 36,80 Euro 
zuzüglich mehr als 1.400 Euro 33,00 Euro 33,00 Euro 34,10 Euro 39,60 Euro 

 6. § 6a Abs. 4 lautet: 

"(4) Als Ausgleichszulage-Richtsatz im Sinn des Abs. 3 ist für Alleinstehende der Ausgleichszulage-Richtsatz 
für Alleinstehende nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und für Ehepaare der Ausgleichszulage-
Richtsatz für Ehepaare nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz heranzuziehen." 

 7. § 6a Abs. 5 lautet: 

"(5) Über den nach Abs. 3 ermittelten Kostenbeitrag hinaus ist ein Grundpauschale von 5,50 Euro monatlich zu 
entrichten." 

 8. § 6a Abs. 6 lautet: 

"(6) Bei der Verrechnung des Kostenbeitrags ist die Leistungszeit jeweils auf eine volle Viertelstunde aufzurun-
den." 

 9. Im § 6b Abs. 2 wird der Ausdruck in der Klammer durch den Ausdruck "(Anlage)" ersetzt. 

 10. In der Überschrift der Anlage wird das Zitat "§ 6 Abs. 12 und 13" durch das Zitat "§ 6b" ersetzt. 

Artikel II 
Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 2011 in Kraft. Die dadurch außer Kraft getretenen Bestimmungen sind jedoch 

weiterhin auf Sachverhalte anzuwenden, die sich vor dem 1. Mai 2011 ereignet haben. 
 

Für die Oö. Landesregierung: 
Ackerl 

Landeshauptmann-Stellvertreter  
 
 
 
 
 
 

Medieninhaber: Land Oberösterreich. Herstellung: Eigenvervielfältigung: 4021 Linz, Landhausplatz 1. 

 


